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VORWORT

Das Damoklesschwert demografi scher Wan-
del hat in den vergangenen Jahren viel-
fache Einsichten geschärft: nur eine an 
gleichen Teilhabechancen orientierte Ge-
sellschafts- und Arbeitsmarktpolitik wird 
uns in Deutschland in die Lage versetzen, 
die enormen Zukunftsaufgaben zu bewälti-
gen. Dabei gilt es, Hemmnisse und Diskri-
minierungen abzubauen, die verschiedene 
gesellschaftliche Gruppen daran hindern, 
ihre Potenziale und Fähigkeiten in vollem 

Umfang in Arbeitsprozesse in Wirtschaft, Gesellschaft 
und Verwaltung einzubringen. 

Die kommunalen Verwaltungen stehen als Dienstleis-
ter und öffentliche Arbeitgeber vor der Herausforde-
rung, der wachsenden Vielfalt in ihren Gemeinden  
Rechnung zu tragen. Dabei geht es nicht nur darum, 
die Bedürfnisse der Bürger/innen (unabhängig davon, 
ob diese Staatsbürger sind) bei kommunalen Dienst-
leistungen zu berücksichtigen sondern auch dafür zu 
sorgen, dass diese Vielfalt sich in ihren Belegschaften 
widerspiegelt. 

Das Konzept des Diversitätsmanagement (Management 
der Vielfalt) verspricht einen ganzheitlichen Ansatz, 
der die bisherige Politik der Förderung einzelner Grup-
pen wie Frauen oder Migrant/innen oder Menschen mit 
Behinderungen zu ersetzen vermag. Er beinhaltet ein 
menschenrechtlich orientiertes Verständnis von Viel-
falt, das gleiche Rechte für alle einfordert und damit zu 
mehr sozialer Gerechtigkeit beitragen will. Er bean-
sprucht für sich ein ressourcenorientiertes Verständnis 
von Zielgruppen statt eines problemorientierten und 
verspricht als Personalentwicklungsinstrument mehr 
Effi zienz und Kreativität in Arbeitsprozessen.

Etliche Jahrzehnte nach der Entwicklung des Diversi-
tätsansatzes in der US-amerikanischen Bürgerrechtsbe-
wegung haben in Deutschland nicht nur Unternehmen 
sondern auch öffentliche Verwaltungen Diversitätspro-
zesse eingeleitet, die Veränderungen mit sich bringen. 
Welche Instrumente dabei Kommunen im einzelnen 
einsetzen und welche Erfahrungen sie bisher dabei ge-
macht haben, will die vorliegende Studie von Andreas 
Merx aufzeigen. Sie will dabei nicht den Anspruch er-
heben, die sehr unterschiedlichen Prozesse in den 
Kommunen umfassend darzustellen sondern konzen-
triert sich auf ausgewählte Beispiele.  

Kurze Einführungen in Theorie und Instrumente, aber 
auch potentielle Hindernisse und Erfolgsfaktoren wer-
den anhand von Beispielen aus der Praxis im In- und 
Ausland veranschaulicht. Wir hoffen, dass dies zu 
 einem besseren Verständnis dessen beitragen kann, was 
Diversitätspolitik tatsächlich leisten kann. 

Türkan Karakurt, Fritz-Erler-Forum Baden-Württemberg
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1. VON INTEGRATION ZU VIELFALT. 
 ANSÄTZE KOMMUNALER DIVERSITÄTSPOLITIK

Globale Trends und gesellschaftliche Veränderungen 
haben in den vergangenen Jahren dazu geführt, dass 
die Bürgerschaft in unseren Städten, aber auch die Le-
bens- und Arbeitsformen vielfältiger geworden sind. 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft stehen vor der 
 Herausforderung, diese Vielfalt aktiv zu gestalten. Die 
Orientierung an Diversity-Ansätzen (Englisch: Vielfalt) 
wird als zeitgemäßer Umgang mit der gewachsenen 
Vielfalt gesehen. 

Prinzipiell haben Kommunen mit ähnlichen struk-
turellen Rahmenbedingungen zu tun wie die stärker 
gewinnorientierten Unternehmen, die schon früher 
Diversity-Konzepte in Form eines betriebswirtschaft-
lichen Diversity Managements aufgegriffen haben. 
 Insbesondere die größeren Städte waren schon immer 
Orte der Vielfalt, in vielen leben heute Menschen aus 
bis zu 160 Herkunftsländern. Auch in den kommuna-
len Verwaltungen nimmt die Vielfalt an Menschen mit 
unterschiedlichen ethnischen Hintergründen, Lebens-
stilen, Arbeitsweisen und Identitäten langsam aber 
 stetig zu. Ein kompetenter Umgang mit Vielfalt wird 
damit zu einem bedeutsamen Faktor zukunftsfähigen 
kommunalen Handelns. 

WIE FUNKTIONIERT DER DIVERSITY ANSATZ?

Das Konzept Diversity hat zum Ziel, ein diskriminie-
rungsfreies Arbeitsumfeld zu schaffen und personale 
Vielfalt in Unternehmen, Organisationen und öffent-
lichen Verwaltungen zu fördern. Es soll helfen, die je 
eigenen Potenziale von Frauen und Männern, älteren 
und jüngeren Mitarbeiter/innen, Menschen unter-
schiedlicher ethnischer Herkunft und Religion, Men-
schen mit und ohne Behinderung usw. gezielt für eine 
produktive Organisationsentwicklung zu nutzen. Ein 
wertschätzender Umgang mit den Unterschieden und 
Gemeinsamkeiten kann damit sowohl nach innen 
 wirken – über Personalmanagement und Organisa-
tionskultur – wie auch nach außen im Sinne einer 
 Orientierung an den Bedürfnissen von Bürger/innen 
und Kund/innen bei Informationen, Angeboten, 
Dienstleistungen und Projekten.

Wie funktioniert der Diversity-Ansatz? Zur Umsetzung 
dieser Ziele steht eine breite Palette unterschiedlicher 
Maßnahmen zur Verfügung wie beispielsweise: 

✓ die gezielte Ansprache von Zielgruppen in öffent-
lichen Stellenanzeigen („Bewerbungen von Men-
schen mit Migrationshintergrund sind besonders 
erwünscht“)

✓ zielgruppenorientierte Anwerbungs- und Informa-
tionskampagnen



den Kindern unter fünf Jahren schon jedes Dritte. In 
einigen Kommunen in Westdeutschland liegt der An-
teil der Bürger/innen mit Migrationshintergrund be-
reits bei deutlich über 30 Prozent und bei den unter 
25-Jährigen oft schon bei 40 bis 50 Prozent. Bei den 
Neugeborenen liegt der Anteil der Kinder mit Migra-
tionshintergrund sogar mancherorts bereits bei über 
60 Prozent. Gleichzeitig sind in Deutschland eine Ab-
nahme der Zugehörigkeit zu christlichen Kirchen und 
ein wachsender religiöser Pluralismus zu beobachten. 

Bürger/innen mit Migrationshintergrund werden für 
kommunale Verwaltungen somit eine immer wichtigere 
Gruppe auf dem Arbeitsmarkt, als Kund/innen kommu-
naler Dienstleistungen, aber auch als Arbeitgeber/in-
nen und Dienstleister/innen. Interkulturelle Teams und 
der gezielte Einsatz von Mitarbeiter/innen mit Migra-
tionshintergrund in interkulturellen oder internatio-
nalisierten Kontexten sind vielerorts bereits eher die 
Normalität als eine Besonderheit. 

Innerhalb der ethnischen Communities und Religions-
gemeinschaften besteht jeweils eine große Heteroge-
nität in Bezug auf Faktoren wie soziale Lebenslagen, 
Bildungskontext, Alter, Geschlecht, Aufenthaltsstatus, 
familiäre Situation, sexuelle Identität oder religiöse 
Bin dungen. Viele der bisherigen Integrations- und 
Gleichstellungsansätze werden den hoch individuali-
sierten kommunalen Gesellschaften mit einer äußerst 
komplexen ethnisch-kulturellen und religiösen Vielfalt 
immer weniger gerecht. Herkömmliche Integrations-
ansätze orientierten sich häufi g an der Vorstellung 
mehr oder minder in sich geschlossener, homogener 
ethnischer Gruppen, für die entsprechende eindimen-
sionale Programme (zum Beispiel für die türkische Be-
völkerungsgruppe) aufgelegt wurden. Wo frühere Min-
derheiten aber zum Teil schon längst zu Mehrheiten 
geworden sind oder die Heterogenität deutlich zuge-
nommen hat, greifen solche Ansätze immer weniger. 
Gleichzeitig wird ein gelingender interreligiöser Dialog, 
der nicht an monokulturellen Vorstellungen, sondern 
an der tatsächlichen religiösen Vielfalt orientiert ist, 
auch weiterhin eine wichtige Gestaltungsaufgabe von 
Kommunen sein.

Globalisierung und Europäische Integration:
Mit der Globalisierung der Wirtschaft und dem euro-
päischen Integrationsprozess ist es zu einer weiteren 
Internationalisierung von Arbeits- und Absatzmärkten 
gekommen. Dies zeigt sich derzeit etwa an der wach-
senden Einwanderung von Bürger/innen aus südlichen 
EU-Mitgliedstaaten wie Spanien, Griechenland und 
Portugal, die voraussichtlich in den kommenden Jah-
ren noch zunehmen wird. Gleichzeitig haben länder-
übergreifende Aktivitäten von Kommunen deutlich zu-
genommen. Dies alles erzeugt Druck auf Flexibilität, 
Innovationsfähigkeit und eine offene Organisationskul-
tur kommunaler Verwaltungen.

Friedrich-Ebert-Stiftung 3DOKUMENTATION MaI 2013

✓ fl exible Arbeitszeiten, Telearbeit, Work-Life-Balance-
Programme

✓ zielgruppenspezifi sche Quoten (etwa zur Erhöhung 
des Anteils von Frauen in Führungspositionen oder 
von Jugendlichen mit Migrationshintergrund in der 
Ausbildung)

✓ Diversity-Trainings und Diversity-Checks zur Über-
prüfung von Personal- und Organisationsprozessen 
und -strukturen auf Benachteiligungs- und Vielfalts-
potentiale

✓ zielgruppenspezifi sche Angebote und Dienstleistun-
gen wie mehrsprachige Informationsblätter oder 
kostengünstige Dolmetscherpools

Diversity-Ansätze werden zunehmend auch von Hoch-
schulen, Wohlfahrtsverbänden und Nichtregierungs or-
ganisationen aufgegriffen, die entsprechend angepasste 
Konzepte mit einer gesellschaftspolitischen Ausrich-
tung entwickeln. Bei der kommunalen Integrations- 
und Gleichstellungspolitik ist ein langsamer Paradig-
menwechsel von Integration zu Diversity zu beobachten. 
Nordamerikanische Städte wie das kanadische Toronto 
oder das kalifornische San José waren Vorreiter bei Stra-
tegien der Vielfalt. Seit einigen Jahren betreiben auch 
europäische Städte wie Amsterdam, Basel, Bern, Bir-
ming ham, Manchester, Rotterdam, Stockholm oder 
Wien Diversitätspolitiken. Und auch in einigen deut-
schen Städten (z. B. Berlin, Frankfurt, Hamburg, Mann-
heim, München, Nürnberg, Stuttgart) sind inzwischen 
deutliche Ansätze zur Entwicklung von kommunalen 
Diversitätspolitiken zu beobachten.

2. WOZU KOMMUNALE DIVERSITÄTSPOLITIK? 
MOTIVE UND MOTIVATION 

Kommunen sehen sich vor dem Hintergrund gesell-
schaftlicher, wirtschaftlicher und rechtlicher Entwick-
lungen einer zunehmenden Vielfalt in ihrer Bürger-
schaft gegenüber, die Änderungsprozesse im Handeln 
nach innen und außen notwendig macht. Diese ge-
wachsene Vielfalt ist die zentrale Motivation für den 
Übergang vom Paradigma der Integration zu dem Para-
digma der Vielfalt in der kommunalen Integrations- 
und Gleichstellungspolitik. Als wichtigste Faktoren 
sind hier zu nennen:

Gewachsene ethnisch-kulturelle und religiöse Vielfalt:
Durch Einwanderungs- und Integrationsprozesse ist 
Deutschland eine ethnisch, kulturell und religiös viel-
fältige Gesellschaft geworden. Jeder fünfte Einwohner 
Deutschlands hat einen Migrationshintergrund, bei 



Demographischer Wandel und Arbeitsmarkt:
Weniger, älter, weiblicher, bunter: So lassen sich die 
Tendenzen des demographischen Wandels schlagwort-
artig umschreiben. Der daraus resultierende und wach-
sende Arbeits- und Fachkräftebedarf stellt zunehmend 
auch kommunale Verwaltungen vor personalpolitische 
Herausforderungen. So wird das Arbeitskräfteangebot 
schon in den kommenden zehn Jahren deutlich 
schrumpfen und sich das Erwerbspersonenpotential 
demographiebedingt um etwa 3,5 Millionen Personen 
verringern. Bereits in 25 Jahren wird rund ein Drittel 
der Bevölkerung über 65 Jahre alt sein. In der Folge 
wird es zu einer deutlichen Veränderung der Alters-
struktur und einer vielfältigeren Zusammensetzung der 
Belegschaften in kommunalen Verwaltungen kommen. 
Es gilt daher, die  Potentiale derjenigen gesellschaft-
lichen Gruppen stärker zu nutzen, die bisher eher am 
Rande des Arbeitsmarkts stehen oder gar benachteiligt 
sind. Die Kern dimensionen des Diversity-Konzepts, 
insbesondere also die Dimensionen Alter, körperliche 
und psychische Befähigung, ethnische Herkunft, Ge-
schlecht, Religion/Weltanschauung  und sexuelle Iden-
tität nehmen die auf dem Arbeitsmarkt bedeutendsten 
Gruppen in den Blick.

Arbeits- und Fachkräftebedarf, Willkommens- und 
Anerkennungskultur: 
Der Faktor Einwanderung hat einen starken Einfl uss 
auf die Entwicklung des Erwerbspersonenpotentials: 
Bei einer jährlichen Einwanderung von 400.000 Perso-
nen bliebe es längerfristig konstant. 2008 und 2009 war 
der Wanderungssaldo negativ; 2010 (+128.000) und 
2011 (+279.207) ergab sich erstmals seit 2003 wieder 
ein positiver Wanderungssaldo von über 100.000 Per-
sonen, vor allem durch die Einwanderung aus den 
 südlichen EU-Ländern. Der Bedarf nach einer gesteuer-
ten Einwanderung wird voraussichtlich nicht zuletzt 
arbeitsmarktbedingt weiter zunehmen. Dies erfordert 
eine glaubwürdige Willkommens- und Anerkennungs-
kultur für Neueinwander/innen wie für bereits hier le-
bende Bürger/innen mit Migrationshintergrund seitens 
der Kommunen. 

Wertewandel und Individualisierung, Wandel der 
Geschlechterrollen: 
Frauenbewegung und Wertewandel haben zu einer Ver-
änderung des Selbstverständnisses von Frauen geführt. 
Dies hat auch die Stellung von Frauen auf dem Arbeits-
markt verändert. Die Erwerbsquote von Frauen steigt. 
Frauen erobern ehemalige Männerdomänen wie Wirt-
schafts-, Rechts- und Naturwissenschaften. Eine sehr 
gut ausgebildete und selbstbewusste Frauengeneration 
drängt auf den Arbeitsmarkt. 

Wertewandel und Individualisierung haben auch zu 
 einem starken Wandel der Geschlechterverhältnisse ge-
führt. Die Vielfalt an unterschiedlichen Lebensentwür-
fen und Beziehungsmustern von Frauen und Männern 
hat zugenommen. Alleinerziehende erwerbs tätige Müt-
ter, Lebenspartnerschaften ohne Trauschein oder so ge-
nannte Patchworkfamilien sind keine Ausnahmen 
mehr. Immer mehr Frauen und Männer wollen Beruf 
und Elternschaft besser miteinander verbinden. Kom-
munale Verwaltungen müssen auf diese individuellen 
Lebenslagen und gestiegenen Erwartungshaltungen 
eingehen und entsprechende Ange bote machen.

Wandel des Selbstverständnisses von Menschen 
unterschiedlicher körperlicher und psychischer 
Befähigung und Menschen unterschiedlicher 
sexueller Orientierungen:
Menschen unterschiedlicher körperlicher und psychi-
scher Befähigung verlangen heute selbstverständlicher 
denn je eine bessere Integration in den Arbeitsmarkt. 
Dies stellt kommunale Verwaltungen vor die Heraus-
forderung, mehr behindertengerechte Arbeitsplätze 
zur Verfügung zu stellen.

Menschen verschiedener sexueller Orientierung gehen 
heute selbstbewusster mit ihrer sexuellen Identität um. 
Sie sind immer weniger bereit, ihre sexuelle Orientie-
rung zu verbergen oder deswegen etwa am Arbeitsplatz 
benachteiligt zu werden. Kommunale Verwaltungen 
müssen für diese gewachsene Erwartungshaltung hin-
sichtlich eines toleranten und unbefangenen Mitein-
anders in ihrer Organisation entsprechenden Raum 
bieten und für eine offene, diskriminierungsfreie Kul-
tur sorgen.

Zunehmende Beachtung von Mehrfachzugehörigkeiten: 
Wichtig ist ungeachtet der enormen Heterogenität in 
all diesen gesellschaftlichen Gruppen die Tatsache, dass 
alle Menschen immer zugleich verschiedenen Gruppen 
angehören. Niemand ist nur Frau, Migrant oder schwul; 
Menschen sind immer vieles gleichzeitig. Kommunale 
Verwaltungen müssen diese Mehrfachzugehörigkeiten 
bei ihren Angeboten, Maßnahmen und Dienstleistun-
gen berücksichtigen, um den gestiegenen individuellen 
Erwartungshaltungen gerecht zu werden und die Bür-
ger/innen entsprechend erreichen zu können.

Antidiskriminierungsauftrag:
Bereits der Grundgesetzartikel 3 Abs. 3 verpfl ichtet zu 
einem Diskriminierungsschutz, an dem das Handeln 
kommunaler Verwaltungen orientiert sein muss. Im 
Zuge der Umsetzung der Europäischen Gleichbehand-
lungsrichtlinien im Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetz (AGG) ist der Diskriminierungsschutz 2006 
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nochmals verbessert und ausgeweitet worden. Er bein-
haltet nun ein grundsätzliches Diskriminierungsverbot 
aufgrund des Alters, einer Behinderung, der ethnischen 
Herkunft oder rassistischer Zuschreibungen, des Ge-
schlechts, der Religion oder Weltanschauung oder der 
sexuellen Identität. Die aufgeführten Merkmale sind 
identisch mit den Kerndimensionen von Diversity-
Konzepten. Kommunen reagieren darauf in der Umset-
zung des AGG, indem sie horizontale Diversity-Kon-
zepte anwenden, die alle sechs Diversity-Dimensionen 
gleichzeitig in den Blick nehmen.  So versuchen Kom-
munen, den rechtlichen Anforderungen proaktiv und 
positiv zu begegnen. Zum Teil betreiben sie eine aktive 
Antidiskriminierungspolitik und setzen etwa gezielte 
Fördermaßnahmen für verschiedene gesellschaftliche 
Gruppen auf Basis der „positiven Maßnahmen“ nach 
§ 5 AGG um. Antidiskriminierung und Diversity sind 
dabei zwei Seiten einer Medaille. Beide sind zentrale 
 Bestandteile der europäischen Beschäftigungsstrategie 
sowie des Grundverständnisses der EU als Wertege-
meinschaft.

3. VOM DEFIZIT- ZUM RESSOURCEN-
 ORIENTIERTEN ANSATZ: 
 PERSPEKTIVWECHSEL DIVERSITÄTSPOLITIK

Mit dem Übergang von klassischen Integrations- und 
Gleichstellungsstrategien zu einer Diversitätspolitik – 
oder als Zwischenschritt zu einer „integrationsorien-
tierten Diversitätspolitik“ (Stadt Wien) – ist ein Perspek-
tivwechsel verbunden. Herkömmliche Integrations- und 
Gleichstellungspolitik war oft von einem defi zitorien-
tierten Zielgruppenansatz geprägt. Benachteiligte ge-
sellschaftliche Gruppen wie Migrant/innen, Menschen 
mit Behinderung oder Frauen wurden gezielt gefördert. 

Diversitätspolitik folgt dagegen einem ressourcen- und 
zielgruppenübergreifenden Ansatz: Sie betrachtet die 
Vielfalt der kommunalen Gesellschaft als gesellschaft-
liche und wirtschaftliche Chance. So werden die Kom-
petenzen und Potentiale aller Bürger/innen zum Aus-
gangspunkt politischer Maßnahmen, nicht ihre Proble-
me. In einer integralen Sichtweise wird das Zusammen-
wirken der verschiedenen Faktoren von Unterschieden 
und Gemeinsamkeiten in einem individualisierten An-
satz auch hinsichtlich von Mehrfachdiskriminierungen 
und Mehrfachzugehörigkeiten stärker berücksichtigt. 
Das heißt zum Beispiel, dass Maßnahmen nicht mehr 
rein zielgruppenorientiert und gleichförmig für eine 
ethnische Gruppe umgesetzt werden, sondern die tat-
sächliche Vielfalt innerhalb ethnischer Gruppen stär-
ker in den Blick genommen wird. Die Angebote werden 
differenzierter, z. B. in Bezug auf verschiedene Bildungs-

kontexte oder familiären Situationen und auch ziel-
gruppenübergreifend, z. B. in einem Projekt für schwul-
lesbische Migrant/innen verschiedener ethnischer 
Gruppen konzipiert und umgesetzt.

Diversitätspolitik verlangt also einen grundlegenden 
Perspektivwechsel in der Integrationspolitik:

Vielfalt geht alle an: Abkehr von Integration als Minder-
heitenpolitik mit Aufforderungen zur Anpassung hin 
zu einer Vielfaltspolitik. Diversitätspolitik ist kein Son-
derprogramm für Minderheiten, sondern richtet sich 
an alle Bürger/innen und gesellschaftlichen Gruppen.

Chancenorientierung: Abkehr von den defi zitorientier-
ten Traditionslinien in der Integrationspolitik hin zu 
einem kompetenz- und potentialorientierten Verständ-
nis von Vielfalt als Chance.

Vielfalt als Normalfall: Vielfalt ist in einer pluralen, 
hete rogenen Kommune nicht die Ausnahme sondern 
eine Selbstverständlichkeit.

4. ETWAS EIGENNUTZ DARF SEIN: VORTEILE 
KOMMUNALER DIVERSITÄTSPOLITIKEN

Kommunen gestalten Diversitätspolitik nicht nur, 
um auf die gewandelten Rahmenbedingungen politi-
schen und wirtschaftlichen Handelns zu reagieren. Für 
sie ist mit der Umsetzung diversitätsorientierter Maß-
nahmen auch (in Anlehnung an Krell/Sieben 2011 
und Stuber 2009) eine Reihe konkreter Ziele und Vor-
teile verbunden:

Die Kommune als attraktiver Arbeitgeber: Kommuna-
le Verwaltungen, die Vielfalt gezielt fördern, haben bes-
sere Wettbewerbsbedingungen bei der Gewinnung von 
immer wichtiger werdenden Zielgruppen auf dem Ar-
beitsmarkt wie etwa Frauen oder Menschen mit Migra-
tionshintergrund. In der Konkurrenz um Arbeitskräfte  – 
etwa mit Wirtschaftsunternehmen – können gelebte 
Vielfalt, eine offene Kultur und das Bekenntnis zu Anti-
diskriminierung wichtige Argumente sein, die eine kom-
munale Verwaltung als Arbeitgeber attraktiv machen.

Verbesserung von Kund/innenorientierung: Eine viel-
fältig zusammengesetzte Verwaltungsbelegschaft wird 
angesichts einer zunehmenden Vielfalt bei den Bür -
ger/innen eine höhere Kund/innenzufriedenheit errei-
chen können. Informationen, Angebote und Dienstleis-
tungen der kommunalen Verwaltung können zielge-
richteter gestaltet werden.
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Bessere Repräsentation der vielfältigen Gesellschaft in 
der Verwaltung: Kommunen setzen auch gezielt auf 
personale Vielfalt, um die plurale kommunale Gesell-
schaft besser in ihren eigenen Strukturen abzubilden. 
Dadurch ist längerfristig auch eine größere Akzeptanz 
der Verwaltung bei allen Bürger/innen möglich. 

Übernahme sozialer und gesellschaftlicher Verantwor-
tung: Kommunale Diversitätspolitik ist auch Ausdruck 
gesellschaftlicher und sozialer Verantwortung. Wichtige 
 demokratische Werte wie Chancengleichheit, Gleichbe-
rechtigung, die Stärkung des gesellschaftlichen Zusam-
menhalts und die Förderung des friedlichen Zusammen-
lebens in einer internationalen Bürger/innen gesellschaft 
können durch kommunale Diversitätspolitik unterstützt 
werden. Diesen Aspekt betonen kommunale Verwal-
tungen deutlich stärker als Wirtschaftsunternehmen.

Kompetenter Umgang mit Vielfalt und mehr Kreativität: 
In einem von stetem Wandel geprägten, vielfältigen 
Umfeld müssen kommunale Verwaltungen kompetent 
mit unterschiedlichen Beschäftigten und Bürger/innen 
umgehen können. Durch vielfältige Erfahrungen, Sicht-
weisen und Fähigkeiten können heterogene Belegschaf-
ten oft fl exibler und kreativer auf neue Herausforde-
rungen reagieren, als sehr homogene Belegschaften.

Verbessertes Betriebsklima und erhöhte Mitarbeiter/in-
nenmotivation: Durch individuelle Wertschätzung und 
gelungene Integration aller Mitarbeiter/innen können 
Motivation und Zufriedenheit der Belegschaften erhöht 
werden. Spannungen und Diskriminierung werden ver-
ringert. Indirekte Kosten durch Unzufriedenheit, De-
motivation und Konfl ikte nach Diskriminierungsfällen 
können reduziert werden.

Standortfaktor Vielfalt: Diversitätspolitik kann die 
Attrak tivität der Kommune als Wirtschaftsstandort er-
höhen. Im Zeitalter zunehmender Konkurrenz um Un-
ternehmensansiedlungen und internationale Fach-
kräfte werden ein weltoffenes Klima und eine Kultur 
der Wertschätzung von Vielfalt immer wichtigere 
Standortfaktoren. Internationale Studien zeigen, dass 
es einen deutlichen Zusammenhang zwischen hohen 
Innovations- und Wachstumsraten und einem krea-
tiven, von Weltoffenheit und Toleranz geprägten Klima 
von Wirtschaftsstandorten gibt. Am bekanntesten wur-
den die Studien des US-amerikanischen Ökonomen 
R ichard Florida. In seinem Bestseller zur „kreativen 
Klasse“ beschreibt er ein optimales Zusammenspiel der 
„drei T’s“ Talente, Technologie und Toleranz als ent-
scheidend für den wirtschaftlichen Erfolg eines Stand-
orts. Diesen Zusammenhang konnte er für 200 US-Re-
gionen schlüssig nachweisen. In Deutschland haben 
vor allem einige Großstädte wie Berlin, Hamburg, Mün-
chen oder Stuttgart, aber auch einige kleinere Kommu-
nen diesen Ansatz bereits aufgegriffen.

5. MIT GUTEM BEISPIEL VORAN: 
 WIE VERSCHIEDENE KOMMUNEN IHRE 
 DIVERSITÄTSPOLITIK GESTALTEN 

Diversitätsstrategien leiten meist eine langfristige und 
umfassende Veränderung des Personalmanagements, 
zentraler Verwaltungsstrukturen und der Organisations-
kultur der Verwaltung ein. Die Implementierung von 
Diversity berührt darüber hinaus aber eine Vielzahl 
weiterer Handlungsfelder und ist daher als Quer-
schnittsaufgabe zu verstehen. Diversity kann und sollte 
kein vereinzeltes oder zeitlich befristetes Projekt sein, 
das in Frage gestellt wird, wenn Projektgelder auslaufen 
oder sich Verantwortlichkeiten ändern. 

Die konkrete Praxis von Diversitätspolitiken ist dabei 
so unterschiedlich und vielfältig wie die Kommunen 
selbst. 

Anhand einiger ausgewählter Handlungsfelder sollen 
im Folgenden verschiedene Gestaltungsansätze und 
Maßnahmen von Kommunen dargestellt werden. 

5.1  Diversity im kommunalen Leitbild

Viele Kommunen, die einen Übergang von Integrations- 
zu Diversitätspolitik gestaltet haben, machen den vorge-
nommenen Perspektivwechsel in ihren Leitbildern deut-
lich. Dieses ist sowohl ein politisches Bekenntnis als 
auch eine wichtige Orientierung für Verwaltungsmitar-
beiter/innen, Bürger/innen und kommu nale Akteure.

Beispiele
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„Diversity is our strength“ – Leitmotiv der Stadt Toronto.
Im internationalen Kontext ist die kanadische Metropole 
Toron to Pionierin auf dem Gebiet der kommunalen Diversi-
täts politik. Die Stadt, die sich auch als „multikulturellste 
Stadt der Welt“, „City of Nations“ oder „World in a City“ 
beschreibt, drückt ihr Bekenntnis zur Wertschätzung und För-
derung von Vielfalt im zentralen Leitmotiv „Diversity is our 
strength“ aus. Toronto hat sich eine „Neue Vision der Gemein-
schaft“ zum Ziel gesetzt, in der alle Bürger/innen sich an ge-
genseitigem Ansehen und Respekt  erfreuen sollen, so dass sich 
alle ihrer Fähigkeiten und ihres Beitrags zur Bereicherung der 
Gemeinschaft bewusst sind. 
(http://www.toronto.ca/abcc/diversity.htm) 
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Leitlinien der Wiener 
Integrations- und Diversitätspolitik
Die österreichische Bundeshauptstadt versteht sich als „welt-
offene, pluralistische und globalisierte Stadt“, die „histo-
risch und gegenwärtig durch Zuwanderung, Internationali-
tät und Diversität geprägt“ ist. Wien gilt als eines der besten 
europäischen Beispiele für die Gestaltung einer „integrations-
orientierten Diversitätspolitik“ (so die Selbstbeschreibung 
der Stadt). In ihren Leitlinien verdeutlicht die Stadt zahl-
reiche Aspekte, die mit dem vollzogenen Perspektivwechsel 
verbunden sind, unter anderem zur dezidierten Chancen-
orientierung sowie zu einem neuen Selbstverständnis der 
kommunalen Verwaltung:

„Unter dem Paradigma der ‚integrationsorientierten Diver-
sität’ führt die Wiener Politik zwei zentrale Begriffe gesell-
schaftlicher Gestaltung zu einem modernen Gesamtkonzept 
zusammen: Während der Begriff der Integration sich auf 
den Inklusions- bzw. Einbindungsprozess in einer Gesell-
schaft bezieht und auf die zentralen Fragen des Zugangs 
und der Teilhabechancen fokussiert, macht der Diversitäts-
begriff den Blick für die Chancen und Potenziale frei, die 
mit der zunehmenden sozialen und kulturellen Pluralisie-
rung unserer Stadtgesellschaft einhergehen. Damit wird der 
primär defi zitorientierte Ansatz, der lange Zeit den integra-
tionspolitischen Diskurs und die Politik beherrschte, zu-
gunsten eines Ansatzes verschoben, der die Chancen und 
Potenziale herausstreicht, ohne die Fragen und Herausfor-
derungen, die damit einhergehen, auszublenden.“

„Andererseits fragt sie danach, wie Politik und Verwaltung 
in einer durch Migration demografi sch stark veränderten 
Stadtgesellschaft den Bedürfnissen einer ethnisch und sozio-
kulturell vielfältigen BewohnerInnenschaft bedarfs- und 
 potenzialbezogen entsprechen und ihre Organisations- und 
Personalstruktur sowie Dienstleistungen der veränderten 
 Situation anpassen können (Diversitätsmanagement). Dazu 
muss die Integrations- und Diversitätskompetenz in der Ver-
waltung selbst auf- bzw. ausgebaut werden.“ 
(http://www.wien.gv.at/menschen/integration/diversitaet/) 

Diversity als Perspektive in der Stadt Freiburg:
Auch wenn in vielen Kommunen noch kein ausformuliertes 
Diversitätskonzept vorliegt, bestehen oft erste Schritte darin, 
dass sich der Perspektivwechsel zu Vielfalt in Selbstdarstel-
lungen, Veranstaltungen und Projekten der Kommune wahr-
nehmen lässt und Führungskräfte wie Oberbürgermeister/in 
oder Integrationsbeauftragte/r den Diversity-Ansatz auf-
greifen. Ein solches Beispiel für einen langsamen Wandel 
von Integration zu Vielfalt ist die Stadt Freiburg im Breis-
gau. Bereits im „Leitbild Migration und Integration“ der 
Stadt aus dem Jahr 2004 ist „Vielfalt“ als neues Paradigma 
genannt und stellt eine wichtige Orientierung der kommu-
nalen Migrations- und Integrationspolitik dar.

Diversitätsmanagement ist im Zusammenhang mit der in-
terkulturellen Öffnung von Diensten und Einrichtungen der 
Stadt ein zentraler Arbeitsschwerpunkt des Freiburger Büros 
für Migration und Integration. 
(http://www.freiburg.de/pb/,Lde/389266.html) 

Unterstützend für diesen beginnenden Diversity-Prozess ist, 
dass auch der Oberbürgermeister für das Thema „Vielfalt“ 
sensibilisiert ist und eine Diversity-Perspektive unter Einbe-
ziehung bestehender Maßnahmen – unter anderem aus den 
Bereichen Integration, Gender Mainstreaming und Behin-
derung – zunehmend im Fokus ist. In einem Interview zum 
Umgang mit Diversität in der Stadtverwaltung und zur Be-
deutung des Themas „Bildung und Integration“ für die Stadt 
Freiburg betonte der Oberbürgermeister zum einen die eth-
nisch-kulturelle Vielfalt der „internationalen Wissenschafts-
stadt“ Freiburg, nahm aber gleichzeitig auch weitere wichti-
ge Vielfaltsdimensionen wie Geschlecht, soziale Herkunft 
und Lebenslagen, physische Befähigung oder familiäre Ver-
pfl ichtungen in den Blick. 
(http://alles-leif.de/) 



-bindung versuchen sie, die Chancen eines vielfältige-
ren Arbeitsmarkts zu nutzen und Zugangsbarrieren ab-
zubauen. Die Kommunen führen unter anderem 
 An werbe- und Informationskampagnen sowie berufs-
vorbereitende Qualifi zierungskurse durch, bieten spe-
zifi sche Ausbildungsgänge und Mentoring-Programme 
für Jugendliche mit Migrationshintergrund oder ge-
zielte Fort- und Weiterbildungsangebote für Mitarbei-
ter/innen mit Migrationshintergrund an und gestalten 
ihre Personalgewinnungsverfahren kultursensibel und 
am Diversitätsansatz orientiert.

Beispiele
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Diversity im Berliner Integrationskonzept und im 
Projekt „Stadt der Vielfalt“
Diversity ist expliziter und integraler Bestandteil des Berli-
ner Integrationskonzepts „Vielfalt fördern – Zusammenhalt 
stärken“ und ist zentral für die Gesamtausrichtung des Kon-
zepts: „Die Vielfalt der Stadtgesellschaft zu fördern und 
gleichzeitig das gemeinsame Fundament zu stärken – dieses 
Leitmotiv prägt das Berliner Integrationskonzept.“ 
(http://www.berlin.de/lb/intmig/index.html) 

Ein zentraler Akteur bei der Gestaltung einer Berliner Diver-
sitätspolitik ist die Landesstelle für Gleichbehandlung – 
 gegen Diskriminierung (LADS Berlin), die von 2009 bis 
 Dezember 2011 das EU-geförderte Projekt durchgeführt hat 
mit dem Titel „Berlin – Stadt der Vielfalt. Implementierung 
wirksamer Diversitystrategien durch die Berliner Verwal-
tung“. In den Publikationen, Veranstaltungen und Projekt-
berichten der LADS wird die Orientierung an Vielfalt deut-
lich: „Berlin ist eine Stadt der Vielfalt: Menschen aus 186 
Staaten leben in Berlin, die Stadt hat eine der größten 
schwul-lesbischen Communities in Europa, schätzungswei-
se 250 Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften 
sind hier aktiv. Diese Vielfalt macht Berlin als Stadt für vie-
le ihrer Bewohnerinnen und Bewohner besonders attraktiv. 
Die Berliner Verwaltung steht vor der Aufgabe, mit dieser 
Vielfalt umzugehen. Zum einen wird von ihr als größter 
 Arbeitgeberin des Landes erwartet, die Heterogenität der 
 Bevölkerung abzubilden und einen gelungenen Umgang mit 
dieser zu fi nden. Zum anderen muss die Verwaltung als 
Dienstleisterin darauf achten, bei der Konzeption und An-
passung von Verwaltungsdienstleistungen stets die gesell-
schaftliche Vielfalt zu berücksichtigen.“ 
(http://www.berlin.de/lb/ads/diversity/index.html) 

Vielfaltsmanagement in der Stadt Mannheim
Die Quadratestadt Mannheim hat sich in den letzten Jahren 
auf den Weg zu einer kommunalen Diversitätspolitik ge-
macht. Mit dem Projekt „Vielfalts-Management“ setzt die 
Stadt dabei als Arbeitgeberin zunächst einen Schwerpunkt 
auf eine vielfaltsorientierte Personalwerbung, -gewinnung 
und -entwicklung. Leitziel ist dabei, „die Vielfältigkeit der 
Bevölkerungsstruktur in der Mannheimer Stadtverwaltung“ 
abzubilden und darüber hinaus „ein diskriminierungsfreies 
Arbeitsumfeld“ zu schaffen. Das Projekt ist eingebunden in 
einen stadtweiten Prozess der Verwaltungsmodernisierung, 
mit dem der Oberbürgermeister Mannheims (in Anlehnung 
an die Quadratestruktur der Innenstadt) unter dem Titel 
„CHANGE² – Wandel im Quadrat“ zu einer der modernsten 
Stadtverwaltungen Deutschlands machen will. 

Ziele des Projekts sind u.a. die Erhöhung des Anteils der 
Beschäftigten mit Migrationserfahrung (bei Auszubildenden 
auf mindestens 20 Prozent) und die Erhöhung des Frauen-
anteils auf allen Ebenen der Stadtverwaltung. Sowohl Mit-
arbeiter/innen der Stadtverwaltung wie auch Gruppen aus 
der Stadtgesellschaft – wie z. B. dem Migrationsbeirat, den 
Religionsgemeinschaften, dem Beauftragten für Behinderte, 
der AG Barrierefrei oder dem Offenen Netzwerk Mannhei-
mer Frauen und der Schwul-Lesbischen Initiative Mann-
heim – sind in begleitenden Dialogen einbezogen. Gleichzei-
tig wird eine stärkere Vernetzung innerhalb der Verwaltung 
gefördert: Frauenbeauftragte, Beauftragte/r für Integration 
und Migration, AGG-Ansprechperson und Mitarbeiter/innen 
der Personalabteilung (Personalentwicklung  und Ausbil-
dung) sowie dem Gesamtpersonalrat und der Schwerbehin-
dertenvertretung arbeiten gemeinsam daran, den Diversi-
täts-Ansatz zu verankern. 

5.2 Diversity im kommunalen 
 Personalmanagement

Vor dem Hintergrund von demographischem Wandel, 
zunehmender Konkurrenz um Arbeitskräfte und dem 
Bemühen, die vielfältige kommunale Gesellschaft in 
der Verwaltung zu repräsentieren, haben viele deutsche 
Kommunen im Rahmen ihrer interkulturellen Öffnung 
oder eines kommunalen Diversity Management ihr 
Personalmanagement neu ausgerichtet. Durch Verän-
derungen in der Personalgewinnung, -entwicklung und 

➜



struktur zu gestalten, setzen Kommunen unterschied-
liche Instrumente ein, wie etwa Bestandsaufnahmen 
durch Diversity-Checks oder Qualifi zierungen durch 
Diversity-Trainings.

Beispiele
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Arbeitgebermarke „Vielfalt“ und „Diversity-Zusatz“ 
der Stadt München 
Diversity-orientiert ist das interkulturelle Personalmanage-
ment der bayerischen Landeshauptstadt München. Die 
Stadt hat sich in einer Betriebsvereinbarung zur Förderung 
von Chancengleichheit und Vielfalt sowie zum Abbau von 
Diskriminierungen verpfl ichtet und „Vielfalt“ zu einer der 
zentralen Arbeitgebermarken erklärt. Versehen mit einer 
bunten Bilderzeile aus dem Münchener Stadtleben sind viele 
Stellenanzeigen mit dem Label „Vielfalt“ gekennzeichnet. 
In einem breiten Diversity-Zusatz begrüßt die Stadt aus-
drücklich die Bewerbungen vieler gesellschaftlicher Gruppen: 
„Die Landeshauptstadt München fördert aktiv die Gleich-
stellung aller Mitarbeiter/innen. Wir begrüßen deshalb Be-
werbungen von Frauen und Männern, unabhängig von  deren 
kultureller und sozialer Herkunft, Alter, Religion, Weltan-
schauung, Behinderung oder sexueller Identität.“

Die konkreten Maßnahmenvorschläge des Rahmenkonzepts 
betreffen beispielsweise den Außenauftritt der Stadt als 
 Arbeitgeberin, die Ausbildung, die Förderung der Vielfalt 
auf allen Ebenen der Stadtverwaltung, die Personalentwick-
lung (Qualifi zierung, Sensibilisierung) sowie eine Vielzahl 
von Maßnahmen im Rahmen eines lebensphasenorientier-
ten Personalmanagements. Bereits in der Umsetzung befi n-
det sich die Beteiligung an einem landesweiten Projekt „An-
onymisiertes Bewerbungsverfahren“ des Ministeriums für 
Integration und Migration des Landes Baden-Württemberg. 
Das anonymisierte Verfahren, das auch von Seiten des Ge-
samtpersonalrates befürwortet wird, wird bei den derzeit 
laufenden Bewerbungsverfahren für Ausbildungsplätze erst-
mals testweise für drei Ausbildungsberufe erprobt. Das Ziel, 
einen Anteil von mindestens 20 Prozent Auszubildende mit 
Migrationserfahrung zu erreichen, konnte bereits in den 
letzten beiden Jahren erreicht werden. 
(http://www.mannheim.de/stadt-gestalten/projekt-12-viel-
falts-management-ehem-diversity-management)

Interkulturelle Öffnung und Diversity Management in 
Nürnberg 
Integrationspolitik ist in Nürnberg Chefsache (http://www.
nuernberg.de/internet/integration/). Um die Öffnung der 
Verwaltungsstrukturen voranzubringen, bietet die Stadt eine 
breite Palette an Qualifi zierungsmaßnahmen für Führungs-
kräfte und Mitarbeiter/innen an. Dabei erfolgt seit 2004 
eine zunehmende Orientierung an dem Konzept Diversity 
Management. Einen weiteren Impuls für den Übergang von 
Integration zu Vielfalt setzte die Stadt durch ihre Teilnahme 
an dem Projekt „Diversity Mainstreaming für Verwaltun-
gen“ der Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS). 
(http://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/Projekte_
ADS/offene_diskriminierungsfreie_gesellschaft/chancen-
gleichheit/chancengleichheit_node.html) 

Diversity-Workshops im Berliner Projekt 
„Stadt der Vielfalt“
Im Projekt „Berlin – Stadt der Vielfalt“ wurden in einem 
ersten Schritt die Mitarbeiter/innen der kommunalen Ver-
waltung im Rahmen einer Reihe von Diversity-Workshops 
für Diskriminierungsthemen sensibilisiert. So wurden die 
Vorteile eines produktiven Umgangs mit einer vielfältigen 
Kundschaft städtischer Dienstleistungen vermittelt sowie 
konkrete Handlungskompetenzen erlernt. Neben dem Abbau 
von persönlichen und institutionellen Barrieren für verschiede-
ne gesellschaftliche Gruppen hatte das Projekt das Ziel, die 
Verwaltungsstrukturen auch längerfristig zu verändern; da-
durch konnten die angebotenen Dienstleistungen zielgruppen-
spezifi scher zugeschnitten werden. Das Projekt war der erste 
Schritt der Stadt Berlin auf dem Weg zu einer diversity-orien-
tierten Integrationspolitik und der Einführung von Diversity 
Management in der öffentlichen Verwaltung. 2009 startete 
unter der Leitung der LADS (Landesstelle für Gleichbehand-
lung – gegen Diskriminierung) eine zweite Projektphase, deren 
Hauptziel die themen-, merkmals- und ressortübergreifende 
Implementierung von Antidiskriminierungsstrategien und 
 Diversity Management als Querschnittsaufgabe einer moder-
nen Verwaltung auf Senatsebene war. In einer dritten Phase 
soll nun eine Weiterentwicklung der Aktivitäten auf die Be-
zirksebene erfolgen.

5.3 Diversity in der kommunalen 
 Organisationsentwicklung

Ein weiterer wichtiger Schwerpunkt kommunaler Di-
versitätsstrategien ist die Schaffung eines diskriminie-
rungsfreien, von Wertschätzung und Anerkennung 
 geprägten Arbeitsumfeldes. Um eine Organisationsent-
wicklung mit dem Ziel einer offenen Organisations-



5.4 Diversity im Bereich Kund/innen und   
 Dienstleistungen

Immer mehr kommunale Verwaltungen richten ihre 
Informationen, Angebote und Dienstleistungen diver-
sity-orientiert aus. Mehrsprachige Informationsange-
bote und Formulare, kostengünstige Dolmetscherpools, 
barrierefreie Websites, niedrigschwellige mehrsprachi-
ge Infohotlines, kommunales Konfl iktmanagement, 
die Beschilderung in Verwaltungseinrichtungen auch 
durch Farbleitsysteme oder Piktogramme sind nur eini-
ge Beispiele. Dazu gehören auch Kund/innenbefragun-
gen mit dem Ziel, bessere zielgruppengerechte Ange-
bote entwickeln zu können, sowie die verstärkte 
Zusammenarbeit mit Vertreter/innen verschiedener ge-
sellschaftlicher Gruppen wie etwa Migrantenorgani-
sationen, Religionsgemeinschaften, Frauen-, Behinder-
ten- oder LSBT-Verbänden (Lesben, Schwule, Bisexuelle 
und Transgender). 

Beispiele

5.5 Institutionelle Verankerung von    
 Diversitätspolitik

Auf der institutionellen Ebene fi ndet kommunale 
Diver sitätspolitik ihren Niederschlag in der Einrich-
tung entsprechender organisatorischer Strukturen. Bei-
spielsweise benennen Kommunen Diversity-Beauftrag-
te oder richten Diversitäts-Abteilungen ein. In einem 
horizontalen Diversity-Ansatz werden verschiedene 
Diversity-Dimensionen und bestehende Gleichstel-
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Diversity-Orientierung im Stuttgarter „Bündnis für 
Integration“
Die baden-württembergische Landeshauptstadt Stuttgart 
gilt als Pionierin der Erweiterung der Integrations- zu einer 
Diversitätspolitik. Die Stadt hat sich bereits seit 2001 mit 
dem mehrfach ausgezeichneten „Bündnis für Integration“ 
(http://www.stuttgart.de/item/show/234480) auf den Weg 
zu einem dezidiert chancenorientierten und stark inklusiven 
Diversitäts-Ansatz gemacht. Das Bündnis wendet sich an 
„alle Stuttgarterinnen und Stuttgarter“ in einer „internatio-
nalen, interkulturellen und integrativen Stadtgesellschaft“. 

Wesentliche Leitziele des Stuttgarter Ansatzes sind die Förde-
rung von Partizipation und Chancengleichheit von Menschen 
unterschiedlicher Herkunft, die Förderung des friedl ichen Zu-
sammenlebens der verschiedenen Bevölkerungsgruppen und 
die Nutzung der kulturellen Vielfalt als gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Chance. Ein weiteres Ziel ist die Ver-
bindung der Leitbilder „kreative interkulturelle Stadt“ und 
„sozial gerechte Stadt“. Die diversitätsorientierte Integra-
tionspolitik war in Stuttgart Chefsache des ehemaligen Ober-
bürgermeisters und wird insbesondere vom Integrationsbeauf-
tragten, aber auch anderen wichtigen verwaltungsinternen 
und gesellschaftlichen Akteuren stetig weiterentwickelt. 

In den integrationspolitischen Leitzielen ist in den verschie-
denen Handlungsfeldern wie Bildung, Beschäftigung, Spra-

 

che, Kultur/Sport oder Wirtschaft die Diversitätsperspektive 
sichtbar verankert. Die Stadt setzt eine breite Palette ver-
schiedener Projekte und Maßnahmen ein, um diese Ziele zu 
erreichen. Zuletzt standen unter anderem die vom Inte gra-
tionsbeauftragten koordinierte „Stuttgarter Bildungspartner-
schaft“ sowie die Azubi-Kampagne „Deine Stadt – deine 
Zukunft“ im Fokus. Im Rahmen der Kampagne konnte der 
Anteil der Auszubildenden mit Migrationshintergrund auf 
30 Prozent erhöht werden.

Ein Schwerpunkt der diversitätsorientierten Stuttgarter Inte-
grationspolitik ist die interkulturelle Ausrichtung der Stadt-
verwaltung. Die interkulturelle Öffnung der Regeldienste 
und ein interkulturelles Qualitätsmanagement werden als 
zentrale Aufgaben einer modernen Personal- und Organisa-
tionsentwicklung betrachtet. Ziel ist daher, „die aktive Teil-
habe der Einwanderer an kommunalen Dienstleistungen zu 
erhöhen und dadurch die Voraussetzungen für gelingende 
Integration zu verbessern“. Dieses Ziel soll u. a. durch die 
Erhöhung der interkulturellen Kompetenz der Verwaltungs-
mitarbeiter/innen und eine interkulturelle Orientierung der 
städtischen Dienstleistungen erreicht werden. 
(http://www.stuttgart.de/item/show/234482/1) 

Die Stadt bietet im Rahmen der Handlungsfelder des Bünd-
nisses eine ganze Reihe allgemeiner und migrant/innenspe-
zifi scher Dienstleistungen mit einer deutlichen Diversity-
Orientierung an. Die Angebote werden dabei häufi g in enger 
Kooperation mit kommunalen Akteuren wie Wohlfahrtsver-
bänden, Schulen und Migrant/innen-Organisationen umge-
setzt. Zu den vielfältigen Dienstleistungen gehören mehrspra-
chige Informationsangebote, muttersprachliche Beratungs-
angebote, ein Dolmetscherdienst, Weiterqualifi zierungs- und 
Sprachkurse für Arbeitslose oder auch das Projekt „Migran-
ten machen Schule. Vielfalt im Klassenzimmer – Vielfalt im 
Lehrerzimmer“, mit dem für mehr Lehrer/innen mit Migra-
tionshintergrund geworben wird. Eine Diversity-Orientierung 
wird auch in der kommunalen Wohnungspolitik und Stadt-
teilentwicklung verfolgt, wo Stuttgart vielfältig zusammenge-
setzte, gemischte Stadtteile erhalten will. Zukünftig will sich 
die Stadt verstärkt um eine Willkommenskultur bemühen, 
die Stuttgart als tolerante, weltoffene und kreative Stadt 
weiterhin zum attraktiven Standort für internationale Un-
ternehmen und internationale Arbeitskräfte macht.

➜
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In vielen Kommunen im Ausland gibt es schon länger Diver-
sitätsabteilungen. Toronto hat zum Beispiel schon seit den 
1990er-Jahren ein „Offi ce of Equity, Diversity and Human 
Rights“ sowie seit 2000 eine „Diversity Advocate”. Der erste 
Schritt zum „Equality and Diversity Service“ der Stadt Bir-
mingham bestand in einer Zusammenlegung der Abteilun-
gen für Integration, Gender und Behinderung. Charakteris-
tisch für die oft stufenweise Entwicklung institutioneller 
Strukturen in Diversitätspolitiken ist auch der Weg Wiens. 
Die Wiener Diversitätspolitik war zunächst stark auf die 
Dimension Ethnie fokussiert, mittlerweile spielen auch sozio-
kulturelle Herkunft, Alter und Geschlecht eine wichtigere 
Rolle. Die verantwortliche Magistratsabteilung „Integration 
und Diversität“ bezeichnet dies als „integrationsorientiertes 
Diversitätsmanagement“.

lungsstrategien (z.B. aus den Bereichen Gender, Inte-
gration, Behinderung, sexuelle Orientierung etc.) unter 
einem Dach gebündelt und vernetzt.

Beispiele

Berlin: Die Verortung der Zuständigkeit bei einer ziel-
gruppenübergreifenden Institution kann ein sinnvoller ers-
ter Schritt einer institutionellen Verankerung darstellen. Die 
LADS Berlin als zentraler Akteur der Entwicklung einer Berli-
ner Diversitätspolitik ist auf Basis des AGG für die Diversity-
Dimensionen Geschlecht, ethnische Herkunft, Behinderung, 
Religion/Weltanschauung, sexuelle Identität und Alter zu-
ständig. Konsequent verfolgt die LADS einen grundsätzlich 
horizontalen und ganzheitlichen Diversity-Ansatz. 
(http://www.berlin.de/lb/ads/index.html)

Heidelberg: Kommunale Diversitätspolitik kann erste 
 Impulse aus verschiedenen Verwaltungsinstitutionen er-
halten, diese können sich aber auch aus einer Einrichtung 
speisen, die nicht direkt im Verwaltungsapparat eingebun-
den ist. Ein solches Beispiel ist das „Interkulturelle Zentrum 
in Gründung“ der Stadt Heidelberg. Das Zentrum ist eines 
der Schlüsselpro jekte des Heidelberger Kommunalen Integra-
tionsplans (KIP) und in der Startphase dem Amt für Chancen-

5.6  Diversity als stark vernetzter Politikansatz

Diversitätspolitik beinhaltet sowohl eine Weiterfüh-
rung als auch eine stärkere Vernetzung vorhandener 
Gleichstellungs- und Integrationsstrategien. Vor dem 
Hintergrund von Ressortprinzip und bestehenden Zu-
ständigkeiten für einzelne Diversity-Dimensionen ge-
stalten Kommunen ihre Diversitätspolitik daher auch 
nach einem auf Netzwerke setzenden Politikansatz.

Beispiele

Vernetzungs- und Vielfaltspolitik in Frankfurt am 
Main
Das im Jahr 2010 verabschiedete neue Integrations- und 
 Diversitätskonzept der Stadt Frankfurt am Main beinhaltet 
neben dem Schwerpunkt auf Integrationsfragen  auch wei-
tere Vielfaltsdimensionen  wie Lebensalter, berufl iche Qua-
lifi kationen, familiäre Erwartungen, Geschlecht und soziale 
Lebenslagen. Parallel zur Entwicklung des Integrations- und 
Diversitätskonzepts ist eine Vernetzungspolitik verfolgt wor-
den: In einem komplexen, ressort- und zielgruppenübergrei-
fenden Ansatz wurden von Beginn an mit Hilfe eines breit 
angelegten öffentlichen Dialogs Bürger/innen und zahlrei-
che wichtige Akteure und strategische Partner in die Konzep-
tion und Ausformulierung einbezogen. Die für dieses Vorha-
ben eingerichtete Website www.vielfalt-bewegt-frankfurt.de 
war ein breit angenommenes Instrument für den Austausch 
und die Vernetzung. 
(http://www.frankfurt.de/sixcms/detail.php?id=2886)

➜

In vielen deutschen Kommunen ist eine zunehmende 
Vernetzung der verschiedenen Beauftragten in einer 
stärkeren Diversity-Orientierung zu erkennen. Oft füh-
ren allerdings das Ressortprinzip sowie Abgrenzungen 
und fehlende Schnittmengen zwischen den bestehen-
den Zuständigkeiten zu Fragmentierungen oder einsei-
tigen Ausrichtungen von Diversitätspolitiken (zum Bei-
spiel nur Fokus auf Personal oder nur auf Wirtschaft/
Standort/ausländische Fachkräfte). 

gleichheit zugeordnet. Es versteht sich als „Ort der Begegnung 
und des kultu rellen Austausches […] für Menschen mit und 
ohne Migra tionshintergrund“ sowie als „Anlauf- und Ver-
netzungspunkt verschiedener Kulturen, Vereine und Instituti-
onen“. In der Gründungsphase soll ein möglichst offener, 
breiter Dialog mit „vielfältigen Akteuren und Institutionen“ 
erfolgen. In den ersten Projekten und Maßnahmen des Zen-
trums lässt sich neben dem Fokus auf die ethnisch-kulturel-
le Vielfalt der Heidelberger Stadtgesellschaft eine Erweiterung 
hinsichtlich weiterer Vielfaltsdimensionen wie Geschlecht, Re-
ligion, Alter, Bildungsstand und soziale Lebenslage erkennen. 
(http://izig-heidelberg.de/)



5.7  Diversity in der Vernetzung nach außen

Einige Kommunen tauschen sich im Rahmen von Pro-
jekten oder Netzwerken über ihre Erfahrungen in der 
Entwicklung von Diversitätspolitik aus.

Beispiele

5.8  Diversity im Stadtmarketing

Kommunen mit einer diversitätsorientierten Integra-
tionspolitik verbreiten ihre Leitlinien und wichtigsten 
Handlungsziele auch via Stadtmarketing. So machen 
sie die positive Botschaft „Vielfalt“ in der Bevölkerung 
bekannt, vermitteln zentrale Visionen und Vorhaben 
und nehmen Einfl uss auf öffentliche Diskussionen und 
gesellschaftliche Stimmungslagen.

Beispiele
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Mannheimer Aktionsplan für Demokratie und 
Toleranz
Im Rahmen des vom Bundesfamilienministerium geförder-
ten Bundesprogramms „Toleranz fördern – Kompetenzen 
stärken“ verfolgt der Mannheimer Aktionsplan für Demo-
kratie und Toleranz (MAP) ebenfalls einen stark auf Vernet-
zung setzenden Politikansatz. Der MAP hat sich drei Leit-
ziele gesetzt, die von 2011 bis 2013 durch verschiedene 
Einzelprojekte erreicht werden sollen. Erstens: Jugendliche 
sollen in ihren demokratischen Handlungskompetenzen ge-
stärkt werden. Zweitens: Alle in Mannheim lebenden Men-
schen sollen Verantwortung übernehmen für ein „respekt-
volles, tolerantes und von Offenheit getragenes Miteinander“. 
Drittens: Unter dem Motto „Offenheit für Diversität“ sollen 
Institutionen, Organisationen und Vereine Verantwortung 
dafür übernehmen, „dass MitarbeiterInnen, Mitglieder und 
Zielgruppen aufgrund ihrer Herkunft, des Geschlechts, des 
Alters, einer Behinderung, ihrer Religion, Hautfarbe oder se-
xuellen Identität vor Ausgrenzung oder Diskriminierung ge-
schützt werden“.

Um die Verbindlichkeit in der Umsetzung zu verbessern  hat 
die Stadt unter dem Titel „Mannheimer Erklärung“ eine 
 Toleranzvereinbarung formuliert, mit der sich Unterzeichner 
verpfl ichten, Diskriminierung entgegenzutreten und Chan-
cengleichheit, Toleranz und Vielfalt als zentrale Elemente 
für Zusammenhalt und gutes Zusammenleben in der Mann-
heimer Stadtgesellschaft einzusetzen. Inzwischen haben 
mehr als 100 Organisationen aus der Zivilgesellschaft und 
Unternehmen sowie zahlreiche Bürger/innen die Erklärung 
unter zeichnet. 
(http://www.mannheim.de/buerger-sein/mannheimer-erklae-
rung-zum-geist-offenheit-toleranz-und verstaendigung#un-
ter zeichner)

Stuttgart im nationalen und internationalen 
Austausch
Die Stadt Stuttgart bringt ihre Expertise und Erfahrungen in 
verschiedenen nationalen und internationalen Gremien und 
Projekten ein. So koordiniert sie seit vielen Jahren den „Kom-
munalen Qualitätszirkel für Integrationspolitik“, in dem 
sich insbesondere kommunale Verantwortliche für Integra-

tionspolitik und Akteure aus den Bundesländern und der 
Bundesebene mit der Fachwelt austauschen. Eine Orientie-
rung an Diversitätspolitik wird in den thematischen Schwer-
punktsetzungen der Arbeitstreffen des Qualitätszirkels dabei 
zunehmend sichtbarer. 
(http://www.stuttgart.de/item/show/385012) 

Die Stadt beteiligte sich ebenfalls am ADS-Projekt „Diver-
sity Mainstreaming für Verwaltungen“. Unter Koordination 
der Gleichstellungsbeauftragten und mit Beteiligung wichti-
ger Bereiche wie Personal, Organisation, Integration, Behin-
derung und Demographie wurden die Strukturen der Stutt-
garter Diversitätspolitik untersucht und von einem externen 
Wissenschaftler/innenteam ein Forschungsbericht erstellt. 
In der Folge konnten neue Impulse in der Verwaltung gesetzt 
werden. 

Auf internationaler Ebene engagiert sich Stuttgart schon 
längere Zeit im Europäischen Städtenetzwerk für Integra-
tionspolitik CLIP. Im Austausch mit 32 weiteren Städten, 
die wie Amsterdam oder Wien ebenfalls einen starken Di-
versity-Ansatz verfolgen, konnte die Stadt neue Anregungen 
für ihren weiteren Weg von Integration zu Vielfalt erhalten. 
(http://www.stuttgart.de/clip) 

Diversity als Meilenstein im Stadtmarketing 
Mannheim
Die Stadtmarketing Mannheim GmbH hat Diversity Marke-
ting 2011 zu einem ihrer Meilensteine erklärt. Mit einer 
Vielzahl an Aktivitäten wie zwei großen Diversity-Tagungen 
mit den Titeln „Vielfalt. Stadt. Einfalt“ (2011) und „Diver-
seCity2“ (2012) wird der Vielfaltsgedanke in der Quadrate-
stadt („Vielfalt. Im Quadrat“) bekannt gemacht. 
(http://www.stadtmarketing-mannheim.de/diversity/) 

➜



Um das klare Bekenntnis der Führung deutlich zu ma-
chen, sich für die Gestaltung einer Diversitätspolitik 
einzusetzen, hat sich ein in der Öffentlichkeit sichtba-
rer erster Schritt bewährt. Dies kann etwa die Unter-
zeichnung der „Charta der Vielfalt“ durch den/die Bür-
germeister/in oder den Gemeinderat sein; oder eine 
Auftaktveranstaltung zu Diversitätspolitik, bei der 
die Integrationsdezernentin erste Leitlinien vorstellt 
und sich Verwaltung, Bürger/innen, Expert/innen und 
wichtige strategische Partner erstmals über die Gestal-
tung der Diversitätspolitik austauschen und vernetzen 
(Schröer 2011). Zur Entwicklung eines kommunalen 
Diversity Managements im Personalbereich wäre eine 
Betriebsvereinbarung für Chancengleichheit und Viel-
falt ein geeignetes Instrument.

6.2 Entwicklung eines Leitbilds und deutliche  
 Kommunikation des Perspektivwechsels 
 zu Diversity

Nachdem erste Ziele einer kommunalen Diversitäts-
politik diskutiert und entwickelt wurden, können diese 
in einem Leitbild formuliert werden. Um die Unter-
stützung der Verwaltungsmitarbeiter/innen und der 
Bürger/innen zu gewinnen, ist es wichtig, die mit der 
Diversitätspolitik verfolgten gesellschaftlichen, politi-
schen, sozialen und wirtschaftlichen Ziele und Vorteile 
von Beginn an zu kommunizieren. Dabei sollte insbe-
sondere der mit Diversitätspolitik verbundene grund-
legende Perspektivwechsel von einem defi zitorientier-
ten zu einem ressourcenorientierten Ansatz deutlich 
werden.

6.3 Sensibilisierung und Kompetenzentwick-  
 lung durch Diversity-Trainings

Damit die Umsetzung der Diversitätspolitik in der Ver-
waltung möglichst breit getragen wird und ihre Heraus-
forderungen und Chancen bearbeitet werden, emp-
fi ehlt sich die Durchführung von Diversity-Trainings 
für Führungskräfte, Personalverantwortliche und Ver-
waltungsmitarbeiter/innen. Die Trainings sensibilisie-
ren für (zum Teil unbewusst) bestehende Vorurteile 
und Barrieren und schärfen das Bewusstsein für die in 
der Verwaltung und bei den Bürger/innen vorhandene 
Vielfalt sowie die Potentiale bisher unterrepräsentierter 
gesellschaftlicher Gruppen. In einem weiteren Schritt 
lernen die Teilnehmer/innen einen kompetenten und 
positiven Umgang mit Vielfalt nach innen und außen 
(siehe S. 16).

Friedrich-Ebert-Stiftung 13DOKUMENTATION MaI 2013

Vielfalt als Leitmotiv der Kampagne „be Berlin“
Die Berliner Senatsverwaltungen sowie insbesondere die 
LADS Berlin führen eine ganze Reihe verschiedener öffent-
lichkeitswirksamer Veranstaltungen und Kampagnen durch, 
bei denen explizit ein horizontaler Diversity-Ansatz grund-
legend ist. Diversity ist in Berlin auch ein zentrales Leitmo-
tiv der Hauptstadtkampagne „be Berlin“. Slogans wie „sei 
international. sei vielfältig. sei Berlin“ oder „Demokratie. 
Vielfalt. Respekt. In Berlin.“ sind gut im Stadtbild sichtbar 
und werden etwa auf Bussen und Bahnen des öffentlichen 
Nahverkehrs im gesamten Stadtgebiet verbreitet. 
(http://www.sei.berlin.de/) 

Breites Diversity Marketing in Toronto
Eine Fülle unterschiedlicher Angebote und Produkte im Be-
reich Diversity-Marketing sowie eine Vielzahl unterschied-
licher Handlungsfelder fi ndet sich auf der Website des „Of-
fi ce of Equity, Diversity and Human Rights“ der Stadt 
Toronto. Besonders beliebt ist ein buntes Willkommenspos-
ter mit einem Willkommensgruß in den 64 in Toronto am 
meisten gesprochenen Sprachen. Das Poster fi ndet sich in 
den meisten öffentlichen Verwaltungen und Einrichtungen 
der Stadt wieder. 
(http://www.toronto.ca/abcc/diversity.htm)

6. ZIELSICHER ZUM ERFOLG: VORAUSSETZUNGEN 
FÜR EINE GELINGENDE DIVERSITÄTSPOLITIK

Es gibt natürlich nicht die eine kommunale Diversi -
tätspolitik. Jede Kommune wählt ihren eigenen Weg 
der Implementierung in Abhängigkeit von ihren Ent-
scheidungsstrukturen, ihrer kommunalen und verwal-
tungsinternen Vielfalt, ihrem Umfeld und ihren gesell-
schaftspolitischen, wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Zielen. Dennoch lassen sich aus bisherigen 
Erfahrungen, Studien und Evaluationen einige allge-
meine Erfolgsfaktoren und Herausforderungen bei der 
Gestaltung von Diversitätspolitik deutlich machen.

6.1 Sichtbarer politischer Wille und 
 Unterstützung durch die Führungsebene

Entscheidend für eine erfolgreiche und nachhaltige 
Umsetzung von Diversitätspolitik sind das starke En-
gagement und der sichtbare politische Wille der Ver-
waltungsleitung und der politisch Verantwortlichen. 
Diver sitätspolitik ist Chefsache und sollte als Quer-
schnittsaufgabe der oberen Führungsebene zugeordnet 
sein (top-down-Ansatz). Dies sollte so verbindlich wie 
möglich ausgedrückt werden. 



6.4 Klare Zielformulierung und Entwicklung   
 eines strategischen Gesamtkonzepts

Vorab empfi ehlt sich eine umfassende Bestandsaufnah-
me von Barrieren, Chancen und Risiken der Umset-
zung. Dies kann beispielsweise durch die Auswertung 
von Datenmaterial und Personalstatistiken erfolgen 
oder durch einen Diversity-Check zur Überprüfung von 
Personal- und Organisationsprozessen auf Benachtei-
ligungs- und Vielfaltspotentiale. 

Auf der Grundlage allgemein formulierter Leitlinien 
sollten realistische, konkrete und möglichst messbare 
Ziele festgelegt werden. Mit einer „Diversity-Balanced 
Scorecard“ , einem Instrument zur Messung, Kontrolle 
und Steuerung von Diversity-Maßnahmen, können 
entsprechende Zielindikatoren entwickelt werden. Da 
punktuelle oder zeitlich befristete Projekte wenig Erfolg 
versprechen, sollten diese Ziele in ein langfristiges, ko-
härentes Gesamtkonzept eingebunden sein, das auch 
mit den zentralen Steuerungsprozessen der Gesamtor-
ganisation (wie Personal, Organisation, Finanzen etc.) 
verbunden und kein davon losgelöstes Einzelprojekt ist. 

Zur Umsetzung der Ziele dient dann mit Blick auf die 
Bestandsaufnahme, Ressourcen und Strategie eine für 
jede Kommune spezifi sche Auswahl geeigneter Maß-
nahmen und Instrumente. Der Erfolg der Maßnahmen 
sollte systematisch und kontinuierlich überprüft wer-
den. Gegebenenfalls müssen Modifi kationen erfolgen.

6.5 Umfassende Beteiligung bei 
 Konzeptentwicklung und Umsetzung 

Bei der Diskussion, Entwicklung und Umsetzung von 
Diversitätspolitik sollten die Bürgerinnen und Bürger 
sowie relevante gesellschaftliche, politische, wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle Akteure von Beginn an 
möglichst breit eingebunden sein. Dies gilt insbeson-
dere für Organisationen, die die Interessen gesellschaft-
licher Gruppen vertreten wie etwa Migrant/innenorga-
nisationen oder Frauen- und Behindertenverbände. 
Beispielhaft ist der monatelange öffentliche Dialog, 
den die Stadt Frankfurt am Main zu ihrem neuen Inte-
grations- und Diversitätskonzept geführt hat. 

Durch eine möglichst breite Einbindung kann ein ho-
hes Maß an Unterstützung und Engagement der zentra-
len Partner erzeugt werden. Zugleich werden wichtige 
Kompetenzen und Potentiale für die Umsetzung ge-
nutzt (Schröer 2011). Zusammen mit einem Verständ-
nis von Diversitätspolitik als Führungsaufgabe ver-
spricht ein solcher top-down & bottom-up-Ansatz mehr 
Erfolg als reine top-down-Strategien.

6.6 Benennung von Verantwortlichen 
 und Schaffung entsprechender 
 Organisationsstrukturen

Diversitätspolitik als ressortübergreifende Querschnitts-
aufgabe braucht in der Projektsteuerung eine erkennbare 
Verantwortung und sollte entsprechend ihrer Bedeu-
tung an der Verwaltungsspitze angesiedelt sein, etwa 
als Stabstelle Diversity oder Diversitätsabteilung. Bei-
spielsweise kann der/die Integrations- oder der/die 
Gleichstellungsbeauftragte als Verantwortliche/r be-
nannt werden. Auch es kann ein/e Diversitäts-Beauf-
tragte/r benannt oder eine neue Organisationseinheit 
wie eine „Steuerungsgruppe Diversity“ eingerichtet 
werden: 

In einer Steuerungsgruppe sollten (in Anlehnung an 
Schröer 2011) Verantwortliche für wichtige Verwaltungs-
bereiche vertreten sein wie Personal, Organisa tion, Ar-
beit, Soziales, Bildung, Wirtschaft, Antidiskriminierung, 
Gesamtsteuerung und Bürgermeisterinnen büro sowie 
die Vertreter/innen verschiedener Zielgruppen wie 
 Integrations-, Gleichstellungs- und Behindertenbeauf-
tragte/r, außerdem die Beauftragten für gleichge-
schlechtliche Lebensweisen sowie für Demographie. 
Hinzu kommen Vertreter/innen der zentralen Akteure 
wie etwa Arbeitsmarktinstitutionen (Arbeitsagentur, 
Jobcenter,  Kammern), Bildungsorganisationen, Wohl-
fahrtsverbände, Antidiskriminierungs-, Migrant/innen- 
und Frauenorganisationen, Behindertenverbände, LSBT-
Verbände etc.

Die Steuerungsgruppe ist für die zentrale Koordination 
und Gestaltung des Umsetzungsprozesses verantwort-
lich. Für zentrale Handlungsfelder wie Personal, Ar-
beitsmarkt, Bildung oder politische Teilhabe sollten 
Arbeitsgruppen aus den Fachverwaltungen und wich-
tigen externen Akteuren des Handlungsfelds eingerich-
tet werden.

6.7  Bereitstellung ausreichender personaler,   
 fi nanzieller und zeitlicher Ressourcen

Diversitätspolitik kann weder nebenbei noch kostenlos 
gestaltet werden. Vor dem Hintergrund knapper Finan-
zen und oft beschränkter Handlungsspielräume müs-
sen ein klares politisches Engagement und ausreichen-
de Ressourcen die Grundlage der Entwicklung einer 
Diversitätspolitik sein.
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7.  HINDERNISSE AUS DEM WEG RÄUMEN

7.1 Fehlendes Engagement von Führungskräften  
 und geringe politische Unterstützung

Eine schwache oder fehlende Unterstützung durch die 
Führungsspitze behindert die Umsetzung kommunaler 
Diversitätspolitik. Mit dem Engagement der Führung 
steht und fällt die Verbindlichkeit und oft auch die Be-
reitstellung entsprechender Ressourcen. Reine Lippen-
bekenntnisse, inhaltsleere Hochglanzbroschüren, Viel-
falt nur als zeitgeistgemäßes, schickes Marketinglabel 
oder als „Legitimitätsfassade“ (Süß/Kleiner 2006) ohne 
wirkliche Umsetzung oder gar die Einstellung der Di-
versity-Aktivitäten können die Folgen sein.

7.2 Fehlende fi nanzielle und zeitliche 
 Ressourcen

Der Alltag kommunaler Verwaltungsmitarbeiter/innen 
ist häufi g geprägt von Finanz- und Personalknappheit, 
zunehmender Arbeitsverdichtung und Aufgabenkom-
plexität bei immer stärkerer Einbindung in zahlreiche 
Querschnittsaufgaben. Die Umsetzung einer ressort- 
und zielgruppenübergreifenden Diversitätspolitik als 
weitere Querschnittsaufgabe ist daher oft mit der Sorge 
vor zusätzlicher Belastung verbunden.

7.3 Überkommene Verwaltungsstruktur

In vielen kommunalen Verwaltungen fi ndet sich auf-
grund des Ressortprinzips sowie bereits bestehender 
Zuständigkeiten für einzelne Aufgabenbereiche und 
 Diversity-Dimensionen wie Alter, Behinderung, Ge-
schlecht, ethnische Herkunft und sexuelle Identität 
eine zergliederte Struktur in der Gleichstellungspolitik. 
Dies verursacht zum Teil Doppelarbeiten oder fehlende 
Schnittmengen im Hinblick auf Mehrfachdiskriminie-
rungen und Mehrfachzugehörigkeiten. 

Manchmal verhindern auch gezielte Abgrenzungen 
oder scheinbar unversöhnliche Polaritäten etwa von 
Gleichstellungs- oder Integrationsbeauftragten oder 
anderen Akteuren zur Bestandssicherung vorhandener 
politischer, personaler und fi nanzieller Ressourcen die 
Implementierung oder Fortschritte in der kommunalen 
Diversitätspolitik. Zu hören sind dann Sätze wie diese: 
„Integration/Gender/Demographie etc. ist doch immer 
noch/zukünftig die wichtigste Dimension“; „Man kann 
Gender Mainstreaming nicht innerhalb eines un-
politischen Diversity-Ansatzes umsetzen“ oder „Mit 
 Di versity wird der Bezug zur Integrationspolitik un-
deutlich“. Mögliche Synergieeffekte etwa von Gender 
Mainstreaming, interkultureller Öffnung und Behin-
dertenarbeit werden vernachlässigt, mögliche Schwer-

punktsetzungen wie in einem „GenderDiversity“ in 
dem Gender die zentrale Diversity-Dimension ist 
oder einer „integrationsorientierten Diversitätspolitik“ 
nicht aufgegriffen.

Die oft dominante Linienorganisation der Verwaltung 
und damit einhergehende eigene Organisationskul-
turen in den Fachverwaltungen prägen ihre Mitarbei-
ter/innen stark und erschweren die Bearbeitung ressort- 
und zielgruppenübergreifender Themen (vgl. hierzu 
auch: Antidiskriminierungsstelle des Bundes 2012).

7.4  Geringe Akzeptanz bei Mitarbeiter/innen

Mangelnde Mitwirkung und Vorbehalte insbesondere 
der mittleren und unteren Organisationsebenen ist 
eine Hauptursache für den Misserfolg von Verände-
rungsprozessen wie der Umsetzung von Diversitätspoli-
tik in kommunalen Verwaltungen. Veränderungs-
prozesse lösen oft (Verlust)Ängste aus und wecken 
versteckten oder offenen Widerstand. Indizien sind 
etwa ständige Terminverschiebungen, mangelhafte 
oder sichtbar desinteressierte Teilnahme an relevanten 
Veranstaltungen, Informationszurückhaltung oder ge-
ringe/abwertende Kommunikation (Jüngling/Rastetter 
2011). Es ist wichtig, diese Widerstände in die Gestal-
tung des Veränderungsprozesses einzubeziehen und 
Ängsten und Kritik Raum zu geben. Diversity ist kein 
Sonderprogramm für Minderheiten, sondern alle Be-
schäftigten müssen auf dem Weg zur Veränderung mit-
genommen werden.

7.5 Fehlendes Bewusstsein und mangelnde   
 Information

Kommunale Verwaltungen sind häufi g noch stark von 
einer mehrheitlich weißen, deutschstämmigen Beleg-
schaft mittleren Alters geprägt. Menschen mit Migra-
tionshintergrund sind oft stark unterrepräsentiert und 
auch Frauen sind in den Führungspositionen man-
cherorts noch wenig zu fi nden. Es bestehen teilweise 
strukturelle Barrieren und Hürden für bestimmte gesell-
schaftliche Gruppen beim Zugang zu Ausbildung und 
Beruf in der kommunalen Verwaltung, die nicht alleine 
auf Qualifi kationsunterschiede zurückgeführt werden 
können. Dahinter stehen oft gewachsene, manchmal 
auch wenig hinterfragte und teilweise unbewusste Vor-
stellungen von Normalität. Diese Vorstellungen kön-
nen Ursache für ein fehlendes Bewusstsein für Vielfalt 
sein und die internen (Personal-)Prozesse und die Aus-
wahl neuer Mitarbeiter/innen prägen. Diversity kann 
in einem solchen Umfeld schnell abgetan werden, etwa 
als „zu komplex“, „irgendwie fremd“, „aus den USA 
kommend und für uns nicht übertragbar“.
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8. WO EIN WILLE, DA EIN WEG: 
 ERSTE SCHRITTE ZUR UMSETZUNG

Zu den Grundvoraussetzungen für die Implementie-
rung einer kommunalen Diversitätspolitik gehören wie 
beschrieben vor allem die persönliche Überzeugung, 
Übernahme sichtbarer Verantwortung und Unterstüt-
zung der Führungsebenen sowie die Bereitstellung aus-
reichender fi nanzieller, personaler und zeitlicher Res-
sourcen. Des Weiteren eignen sich einige Maßnahmen 
als erste Schritte auf dem Weg zu einer kommunalen 
Diversitätspolitik:
1. Entwicklung von Diversity-Kompetenz in Diversity-

Trainings;
2. Durchführung eines Diversity-Checks;
3. Einrichtung einer Querschnitts-AG „Diversity“;
4. Formulierung eines Diversity-Leitbildes.

8.1 Entwicklung von Diversity-Kompetenz   
 in Diversity-Trainings

Im Rahmen der berufl ichen Aus- und Weiterbildung 
sollten Führungskräfte, Personalverantwortliche und 
Mitarbeiter/innen der kommunalen Verwaltung in Di-
versity-Kompetenz geschult werden. Die Teilnehmen-
den erlangen ein stärkeres Bewusstsein für die Vielfalt 
und damit verbundene Chancen in der Verwaltung 
und im Kontakt mit Bürger/innen und Kooperations-
partner/innen. Außerdem werden Handlungskompe-
tenzen vermittelt, die zu einem angemessenen und 
produktiven Agieren in einer von zunehmender Viel-
falt geprägten Umgebung befähigen. 

Die Vermittlung von Diversity-Kompetenz erfolgt meist 
in ein- bis zweitägigen Trainings, die mit einem Metho-
denmix aus Impulsvorträgen, Einzel- und Gruppenar-
beit, Rollen- und Planspielen, interaktiven e-Tools und 
Medieneinsatz arbeiten. Ziele der Trainings sind neben 
der Sensibilisierung für Vielfalt insbesondere:
• Verbesserung der Kommunikation mit den Kolleg/in-

nen;
• Verbesserung der Konfl iktfähigkeit;
• Befähigung fl exibel zu agieren und angesichts sich 

ständig verändernder Bedingungen und zunehmen-
der Vielfalt im Handeln nach innen und außen an-
passungsfähig zu sein;

• Verbesserung der Angebote und Dienstleistungen 
für unterschiedliche Bürger/innen bzw. Kund/innen 

• Stärkung der Mitarbeitenden im berufl ichen Alltag, 
Verbesserung der Arbeitsabläufe; 

• Vermittlung von praxisorientierten Instrumenten 
zur Umsetzung im eigenen Arbeitsbereich.

Diversity-Trainings werden mittlerweile von einer Viel-
zahl an Dienstleister/innen angeboten, zum Beispiel 
von der Fachstelle Diversity Management im vom Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales (BMAS)geför-

derten Netzwerk „Integration durch Qualifi zierung“ 
(IQ) sowie von den im IQ-Netzwerk vertretenen Orga-
nisationen in den 16 regionalen Netzwerken. (http://
vielfalt-gestalten.de/). 

8.2  Durchführung eines Diversity-Checks

Die Überprüfung von internen Richtlinien und beste-
henden Personal- und Organisationsprozessen auf 
möglicherweise benachteiligende Effekte oder Poten-
tiale zur Förderung von Vielfalt ist ein sinnvoller erster 
Schritt bei der Entwicklung einer Diversitätspolitik. 

Im Rahmen eines solchen Diversity-Checks erfolgt 
meist zunächst eine umfassende Analyse der vorhande-
nen Personalstatistiken im Hinblick auf die Diversity-
Kerndimensionen bzw. AGG-Merkmale Alter, Behinde-
rung, Geschlecht und ethnische Herkunft (wenn Daten 
vorhanden sind). Zu Religion/Weltanschauung und 
 sexueller Identität liegen meist keine Daten vor. Sämt-
liche Personalprozesse (wie etwa Stellenausschreibun-
gen, Auswahlgespräche, Arbeitsentgelt, Vertragsgestal-
tung, Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen, Perso-
nalentwicklung, Aus- und Weiterbildung, Beförderung, 
Versetzung, Kündigung) werden auf Barrieren sowie 
mögliche positive Veränderungen zur Förderung von 
Vielfalt untersucht. 

Für einen Diversity-Check stehen daneben weitere In-
strumente zur Verfügung wie Fragebögen, Online-Be-
fragungen, Interviews mit ausgewählten Mitarbeiter/in-
nen und Fokusgruppen oder Telefoninterviews durch ein 
externes Beratungsunternehmen.

Das Wiener Diversitätsmonitoring sowie der Wiener Di-
versity-Check haben zahlreiche Auszeichnungen erhal-
ten und bieten eine gute Orientierung (http://www.wien.
gv.at/menschen/integration/pdf/diversity-check.pdf). 

Ein weiteres gutes Beispiel ist der Diversometer, der in 
der Berliner Verwaltung eingesetzt wird (http://www.
berlin.de/lb/ads/diversity/check/index.html). 

Die Sozialforschungsstelle der TU Dortmund hat eben-
falls einen interessanten und inzwischen praxiserprobten 
Diversity-Check entwickelt, der auch für kommunale 
Verwaltungen ein geeignetes Instrument zur Selbstüber-
prüfung sein kann (http://www.online-diversity.de/). 

8.3 Einrichtung einer internen Querschnitts-AG  
 „Diversity“

Um Maßnahmen und Akteure intern besser zu vernetzen 
und kontinuierlichen Austausch zu organisieren, emp-
fi ehlt sich eine ressort- und zielgruppenübergreifende 
Querschnitts-AG „Diversity“. An dieser sollten Vertre -
ter/innen wichtiger Fachbereiche, der Verwaltungsspitze, 
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Personalverantwortliche sowie für verschiedene gesell-
schaftliche Gruppen zuständige Beauftragte beteiligt sein. 

Die Querschnitts-AG dient als internes Gremium, in 
dem ein gemeinsames Verständnis von Diversitätspoli-
tik entwickelt, die Aktivitäten aufeinander abgestimmt 
und Schnittmengen und zielgruppenübergreifende 
 Kooperationsmöglichkeiten geplant werden können. 

In vielen deutschen Kommunen fi ndet sich eine solche 
verstärkte Zusammenarbeit verschiedener Stellen, Be-
auftragter und Fachverwaltungen. So hat sich beispiels-
weise in München ein Arbeits- und Kooperationsgre-
mium gebildet, in dem sich die verschiedenen Anti-
diskriminierungs- und Gleichstellungsstellen der Stadt 
regelmäßig austauschen. Sie stimmen ihre Vorhaben 
nun besser miteinander ab, arbeiten zunehmend ver-
netzt und führen gemeinsam zielgruppenübergreifende 
Projekte durch. So sind sie etwa in der Überarbeitung 
der Dienstvereinbarung für Chancengleichheit und 
Vielfalt gemeinsam aktiv und haben sich in der Stadt-
entwicklungskonzeption „Perspektive München“ ge-
meinsame Ziele für die Antidiskriminierungs- und 
Gleichstellungsarbeit gegeben.

8.4  Formulierung eines Diversity-Leitbildes

Die interne Querschnitts-AG könnte der geeignete Ort 
sein, in dem zum ersten Mal ein Diversity-Leitbild dis-
kutiert und entwickelt wird. Im Leitbild werden grund-
legende Ziele der Diversitätspolitik der Kommune ver-
ankert. Das Leitbild bietet allen Verwaltungsmitarbei -
ter/innen eine Orientierung, nach der sie ihr Handeln 
ausrichten und überprüfen können, und liefert zentrale 
Hinweise für die zukünftige Umsetzung der Diversitäts-

politik. Es wirkt darüber hinaus nach außen auf Bür-
ger/innen, Kund/innen, strategische Partner und poten-
tielle Bewerber/innen für eine Verwaltungstätigkeit (zur 
Leitbildentwicklung siehe Handschuck/Schröer 2012). 

In einem ersten Schritt ist es noch nicht notwendig, im 
Leitbild umfassende Ausführungen zur Diversitätspoli-
tik festzuschreiben. Wichtig ist vor allem, dass ein kla-
res Bekenntnis der Verwaltung zur Anerkennung und 
Wertschätzung von Vielfalt sowie der mit Diversity ein-
hergehende Perspektivwechsel deutlich werden.

Nach einer ersten Diskussion und Formulierung eines 
Entwurfs der Querschnitts-AG „Diversity“ sollte dieser 
unter möglichst breiter Beteiligung weiterer relevanter 
Vertreter/innen aus den Fachverwaltungen gemeinsam 
weiterentwickelt und ausformuliert werden. Ist ein um-
fassendes und verbindliches Bekenntnis zu einer Diversi-
tätspolitik erfolgt, sollte die Diversity-Orientierung auch 
im Leitbild der Gesamtverwaltung verankert werden.

Weitere Schritte wie etwa die Durchführung einer Auf-
taktveranstaltung oder die Erarbeitung einer Dienstver-
einbarung „Chancengleichheit und Vielfalt“ sollten 
sich anschließen.

9. CHECKLISTE FÜR DIE UMSETZUNG VON  
DIVERSITÄTSPOLITIK

Auf Grundlage einer von Klose/Merx (2010) in Anleh-
nung an Wladasch/Liegl (2009) entwickelten Checklis-
te lassen sich die Erfolgsfaktoren und Hindernisse bei 
der Umsetzung von Diversitätspolitik in einem idealty-
pischen Implementierungsprozess darstellen:

Verfahrensschritt Erfolgsfaktoren

Vorbereitung •  Klares Bekenntnis und Unterstützung der Führungsebene
•  Entwicklung eines (schriftlichen) Leitbilds 
•  starkes individuelles Engagement, Überzeugung und vorhandener Wille von verantwortlichen Personen auf allen   
   Organisationsebenen

1. Bestandsaufnahme • Identifi zierung von Barrieren, Chancen und Risiken
• Analyse der Ausgangssituation aufgrund von Statistiken sowie Erhebung und Auswertung von Datenmaterial 
• Durchführung eines Diversity-Checks

2. Zielformulierung • Festlegung realistischer, konkreter und messbarer Ziele unter Berücksichtigung der vorhandenen Ressourcen
• Entwicklung von Zielindikatoren

3. Strategieentwicklung • Entwicklung eines langfristigen und umfassenden Gesamtkonzepts
• Bereitstellung ausreichender fi nanzieller, personaler, zeitlicher und institutioneller Ressourcen
• Beteiligung der Zielgruppen und weiterer relevanter Akteure bei der Konzepterstellung und Umsetzung
• möglichst breite Einbeziehung der Belegschaft

4. Auswahl geeigneter 
Instrumente

•  Abhängig von Bestandsaufnahme, Ressourcen, Zielen und Strategie: Wahl zielgruppenorientierter oder 
   zielgruppenübergreifender Instrumente sowie allgemeiner auf die Veränderung von Strukturen zielender 
   Maßnahmen

5. Umsetzung •  Begleitung der Implementierung und Umsetzung durch transparente, systematische und kontinuierliche 
   Öffentlichkeitsarbeit und Kommunikation des Vorhabens, der Begründung und der gesellschaftlichen, 
   wirtschaftlichen und sozialen Vorteile von Diversitätspolitik
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